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Nie wieder Krieg! Für den Sozialismus!
Fast im Wochenrhythmus hören wir in 

den Nachrichten von bewaffneten Aus-
einandersetzungen, Kriegen und Kriegs-
drohungen. Der Nahe und Mittlere Osten 
steht in Flammen. Immer unverhohlener 
droht US-Präsident Trump dem Iran mit 
Krieg, ja sogar mit Vernichtung. Trump: 
„Wenn Iran kämpfen will, dann wird das 
das offizielle Ende Irans sein. Drohe nie 
wieder den Vereinigten Staaten.“ Schon 
seit Wochen marschieren US-Streitkräfte 
gegen den Iran auf: US-Flugzeugträger, 
weitere Kriegsschiffe und strategische 
B-52 Bomber sind bereits im persischen 
Golf in Stellung gebracht. Der „Krieg ge-
gen den Terror“ bot den Vorwand für die 
USA, die NATO und deren Verbündete, 
in souveräne Staaten einzufallen, um de-
ren Regierungen zu stürzen und ihnen 
genehme einzusetzen, wie in Afghanis-
tan, im Irak und in Libyen. Es ist höchste 
Zeit, den Kriegsbrandstiftern aus Wa-
shington in den Arm zu fallen. Da nützen 

lahme Appelle an die „amerikanischen 
Freunde“, wie sie von Kanzlerin Merkel 
kommen, nichts. Wir fordern:

Keine deutsche Beteiligung an den 
brandgefährlichen Kriegsspielen des 
US-Imperialismus!

Mit deutschen Truppen bzw. mit deut-
schen Waffen werden Kriege in Mali, im 
Jemen und fast überall auf der Welt, wo 
es bewaffnete Konflikte gibt, geführt. 
Aktiv ist die BRD mit der Bundeswehr 
zum Beispiel in Afghanistan, im Irak, 
in Syrien, in Mali (mit etwa 1000 Sol-
daten), passiv durch Waffenlieferungen, 
Stationierung von US-Atomraketen, 
Duldung der US-Einsatzzentralen für die 
Steuerung von Kampfdrohnen in Stutt-
gart (Eucom; Africom) und Ramstein 
mit dabei.

Frankreich intervenierte und inter-
veniert in seinen ehemaligen Kolonien 
Mali, Côte d‘Ivoire, Tschad, Zentralafri-
kanische Republik, Kamerun.

Die EU ist auf dem Weg, über die Eu-
ropäische Verteidigungspolitik(EVP) 
selbst zu einer wichtigen militärischen 
Macht zu werden. Geplant ist die Einrich-
tung eines „Europäischen Verteidigungs-
fonds“ (EVF). Dieser Plan wird insbe-
sondere von Deutschland und Frankreich 
vorangetrieben. Es wird gefordert, die 
EU müsse „militärische Spitzenfähigkei-
ten“ für autonome – also unabhängig von 
der NATO und damit den USA durch-
führbare – Militärinterventionen nebst 
der hierfür erforderlichen industriellen 
Kapazitäten aufbauen. Das heißt: Noch 
mehr Geld für Rüstung!

Als wäre das Ziel, 2% des BIP für 
Rüstung auszugeben, das sich die EU-
Staaten gesetzt haben, nicht schon ge-
nug. Für Deutschland bedeutet das die 
Verdoppelung der Rüstungsausgaben bis 
2024 von rund 40 Milliarden Euro auf 80 
Milliarden!

Warum tun sie das? Sind sie verrückt geworden?
Nein. Es liegt in der Logik des Im-

perialismus, die Welt immer wieder in 
neue Einflusssphären aufzuteilen. Lenin 
schreibt dazu in „Der Imperialismus als 
höchstes Stadium des Kapitalismus“: 
„Die Kapitalisten teilen die Welt nicht 
aus besonderer Bosheit unter sich auf, 
sondern weil die erreichte Stufe der Kon-
zentration sie dazu zwingt, diesen Weg 
zu beschreiten, um Profite zu erzielen: 
dabei wird die Teilung „nach dem Kapi-
tal“, „nach der Macht“ vorgenommen...“ 
Und schließlich wird die Machtfrage 
durch Krieg entschieden, egal welche 
Folgen das für Millionen Menschen oder 
– im Fall eines Atomkrieges – für die 
ganze Menschheit hat.

Die Gefahr von Kriegen kann letztend-
lich nur durch den Sturz des kapitalis-
tisch-imperialistischen Systems beseitigt 
werden. Aber schon heute können und 
müssen wir etwas gegen die Kriege in 
aller Welt und gegen die Kriegsvorberei-
tungen machen, insbesondere gegen die 
Militarisierung in der Bundesrepublik 
und die Auslandseinsätze der Bundes-
wehr.

Die Menschen in Deutschland wol-
len keinen Krieg: 70% der Bevölkerung 
waren in den 80er Jahren gegen die 
Nachrüstung mit Pershing-II-Raketen 
und Cruise Missiles. Eine Mehrheit ist 
gegen Auslandseinsätze in Afghanistan 
und Mali. Hier an der US-Basis Ram-

stein gibt es jedes Jahr Massenproteste 
und Kundgebungen. In der Region um 
Tübingen formiert sich der Widerstand 
gegen das so genannte Cyber Valley.

Wir unterstützen diesen Kampf gegen 
Krieg und Militarismus mit den Forde-
rungen:

Keine Auslandseinsät-
ze der Bundeswehr!

Keine Rüstungsexpor-
te! 
Deutschland raus aus 
der NATO! Deutschland 
raus aus der EU!
Keine Militärstütz-
punkte der USA in 
Deutschland!



Kündigung des INF-Vertrages:
Gefährliches Spiel mit dem Feuer

Wer ist “Arbeit Zukunft”?

“Arbeit Zukunft” ist die Zeitung der 
“Organisation für den Aufbau einer Kom-
munistischen Arbeiterpartei Deutsch-
lands”. Wir wollen eine starke Kom mun-

istische Partei, in der die Interessen der 
Arbeiter und unteren Angestellten vorne-
an stehen. Wir kämpfen für einen Sozialis-
mus, der aus den Fehlern und Mängeln der 
Vergangenheit lernt. In unseren Reihen 
kämpfen Genossinnen und Genossen un-
terschiedlicher Herkunft vereint: Ehema-
lige Mitglieder von KPD, DKP, MLPD. 
Wir meinen: Das Gemeinsame muss im 
Vordergrund stehen, um wieder eine star-
ke KP zu schaffen. Wo immer möglich, 
arbeiten wir mit anderen zusammen.

Der mächtigste NATO-“Partner“ sind 
die Vereinigten Staaten. Am 1. Februar 
2019 haben die USA den INF-Vertrag 
(Mittelstreckenraketen, Marschflugkör-
per) offiziell gekündigt. Damit wird eine 
neue, noch gefährlichere Aufrüstungs-
spirale in Gang gesetzt. In der Stuttgar-
ter Zeitung schrieb zu Recht deren Re-
dakteur Pörtner am 23. 10. 2018:

„Ein Ende dieses Vertrages wäre ein 
Desaster – ganz besonders für die Deut-
schen… Es ging und geht um Atomwaf-

fen, die im Kriegsfall mitten in Europa 
gezündet werden und viele Millionen 
Menschen töten können.“

Aber die Sache ist noch heißer! Denn 
die durch die Kündigung des INF-Ver-
trages entfesselten Raketen und Marsch-
flugkörper tragen in erster Linie Atom-
sprengköpfe! Nicht zufällig werden 
derzeit neue Atomwaffen entwickelt. 
Man geht also Schritte, um einen atoma-
ren Schlagabtausch gewinnen zu kön-
nen und macht ihn damit auch möglich!

Die Bundesregierung macht mit!
Die Bundesregierung bemüht sich 

schon seit geraumer Zeit um einen ei-
genständigen Kurs. Aber der ungeheu-
re Druck aus den USA, die Rüstung 
und die Militärausgaben zu steigern, 
bringt den deutschen Imperialismus 
in Zugzwang. Er ist eben noch weit-
gehend auf die USA angewiesen und 
muss sich deren Druck beugen. Die 
Bundesregierung hat zwar gegen die 
Kündigung des Vertrags Stellung bezo-
gen, aber ohne wirksam etwas dagegen 
zu unternehmen.

Außerdem ist auffällig: Berlin wei-
gert sich, den international im Ratifi-
zierungsprozess befindlichen Atom-
waffensperrvertrag zu unterzeichnen 
und zu ratifizieren. Entgegen einem 
Beschluss des Bundestags unter-
nimmt die Regierung nichts gegen die 
US-Atomwaffen im Luftwaffenstütz-
punkt Büchel, wo die einzigen noch in 
Deutschland verbliebenen Kernwaffen 
lagern.

Die Bundesregierung setzt damit die 
Sicherheit von Millionen Menschen in 
Deutschland Deutschland aufs Spiel. 
Sie ist bereit, unser Land zum Kriegs-
schauplatz zu machen. Warum? Das 
fragen wir hundert Jahre nach dem 
Ende des grausamen ersten Weltkrieg, 
in dem der deutsche Imperialismus 
erstmals – in der Novemberrevolution! 
- zusammenbrach.

Natürlich muss der brandgefährli-
che Aufrüstungskurs Trumps‘ von der 
Arbeiterklasse und dem Volk der USA 
bezahlt werden. Die wahnsinnigen 
Rüstungsausgaben bedeuten Abbau 
der sowieso schwachen Sozialsysteme, 
Verarmung von Millionen Menschen, 
einseitige Förderung der Rüstungsmo-
nopole und Schwächung der übrigen 
Wirtschaft.

In Europa und in Deutschland ist das 
genauso:

Arbeiterklasse und Volk müssen den 
aggressiven Kriegskurs durch Steuern 
und mit Sozialabbau bezahlen. Darüber 
hinaus droht ihnen aber im Kriegsfall 
eine ungeheure Verwüstung Europas.

Wir sind keine Propheten und wis-
sen nicht, ob es zum Krieg kommen 
wird. Aber mit jeder Verschärfung der 
Spannungen wächst die Gefahr eines 
Krieges. Das Spiel mit dem Feuer wird 
immer gefährlicher. Wir dürfen nicht 
abwarten, ob das vielleicht noch mal 
gut geht oder im Krieg endet!

Deshalb fordern wir:

Keine Mittelstreckenwaffen 
in Europa!
Keine 2% des BIP für Rüstung!
Keine Kriegseinsätze der 
Bundeswehr!
Alle gemeinsam gegen das 
Kapital!


